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4. Ein Staat, der Vertragspartei dieses Übereinkommens und 
zugleich Vertragspartei eines anderen Vertrages, Über­
einkommens oder internationalen Abkommens ist, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens “dieses Übereinkommens in 
Kraft sind und deren Bestimmungen den im Anhang II 
aufgeführten in der Meeresumwelt vorkommenden Arten 
Schutz gewähren, ist von den ihm nach diesem Über­
einkommen auferlegten Verpflichtungen in bezug auf den 
Handel mit Exemplaren der im Anhang II aufgeführten 
Arten befreit, die von in dem betreffenden Staat registrier­
ten Schiffen in Übereinstimmung mit einem solchen ande­
ren Vertrag, Übereinkommen oder internationalen Abkom­
men in Besitz genommen werden.

5. Ungeachtet der Artikel III, IV und V ist für die Ausfuhr 
« eines nach Abs. 4 in Besitz genommenen Exemplars nur

eine Bescheinigung einer Vollzugsbehörde des Staates, in 
den es eingebracht werden soll, notwendig, die besagt, daß 
das Exemplar in Übereinstimmung mit dem betreffenden 
anderen Vertrag, Übereinkommen oder internationalen 
Abkommen in Besitz genommen wurde.

6. Dieses Übereinkommen berührt nicht die Kodifizierung 
und die Weiterentwicklung des Seerechts durch die See­
rechtskonferenz der Vereinten Nationen nach Entschlie­
ßung 2750 С (XXV) der Generalversammlung der Verein­
ten Nationen sowie die derzeitigen oder zukünftigen 
Ansprüche und Rechtsstandpunkte eines Staates in bezug 
auf das Seerecht und die Art und den Umfang der Ho­
heitsgewalt von Küsten- und Flaggenstaaten.

Artikel XV 

Änderungen der Anhänge I und II
1. Für Änderungen der Anhänge I und II auf Tagungen der 

Konferenz der Vertragsparteien gelten folgende Bestim­
mungen :
a) Jede Vertragspartei kann eine Änderung des Anhangs I 

oder II zur Beratung auf der nächsten Tagung Vor­
schlägen. Der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderung 
ist dem Sekretariat mindestens 150 Tage vor der Ta­
gung mitzuteilen. Das Sekretariat konsultiert nach 
Abs. 2 Buchstaben b) und c) die anderen Vertragspar­
teien und die interessierten Gremien bezüglich der 
Änderung und "teilt die Antwort allen Vertragsparteien 
spätestens 30 Tage vor der Tagung mit.

b) Änderungen bedürfen zu ihrer Annahme einer Zwei­
drittelmehrheit der anwesenden und abstimmenden 
Vertragsparteien. In diesem Sinne bedeutet „anwesende 
und abstimmende Vertragsparteien“ die Vertragspar­
teien, die anwesend sind und eine Ja-Stimme oder eine 
Nein-Stimme abgeben.
Vertragsparteien, die sich der Stimme enthalten, wer­
den den für die Annahme einer Änderung erforder­
lichen zwei Dritteln nicht zugerechnet.

c) Die auf einer Tagung angenommenen Änderungen tre­
ten 90 Tage nach dieser Tagung für alle Vertragspar­
teien mit Ausnahme derjenigen, die einen Vorbehalt 
nach Abs. 3 machen, in Kraft.

2. Für Änderungen der Anhänge I und II zwischen den Ta­
gungen der Konferenz der Vertragsparteien gelten fol­
gende Bestimmungen:
a) jede Vertragspartei kann eine Änderung des Anhangs I 

oder II zur Beratung zwischen.den Tagungen nach den 
in diesem Absatz vorgesehenen schriftlichen Verfahren 
Vorschlägen;

b) bei in der Meeresumwelt vorkommenden Arten teilt 
das Sekretariat den Wortlaut der vorgeschlagenen Än­
derung nach Erhalt unverzüglich den Vertragsparteien 
mit. Ferner konsultiert es die mit diesen Arten befaßten 
zwischenstaatlichen Gremien, um wissenschaftliche Un­

terlagen zu erhalten, die diese Gremien zur Verfügung 
stellen können, und um die Koordinierung mit den von 
diesen Gremien durchgeführten Erhaltungsmaßnahmen 
sicherzustellen. Das Sekretariat übermittelt den Ver­
tragsparteien so bald wie möglich die von diesen Gre­
mien übersandten Stellungnahmen und Unterlagen so­
wie seine eigenen Schlußfolgerungen und Empfeh­
lungen;

c) bei anderen als in der Meeresumwelt vorkommenden 
Arten teilt das Sekretariat den Wortlaut der vorge­
schlagenen Änderung nach Erhalt unverzüglich den 
Vertragsparteien mit und übermittelt ihnen danach so 
bald wie möglich seine eigenen Empfehlungen;

d) jede Vertragspartei kann dem Sekretariat innerhalb 
von 60 Tagen vom Datum der Übermittlung de"r unter 
Buchst, b) oder c) vorgesehenen Empfehlungen ihre 
Stellungnahme zu der vorgeschlagenen Änderung zu­
sammen mit einschlägigen wissenschaftlichen Unter­
lagen und Informationen übermitteln;

e) das Sekretariat übermittelt den Vertragsparteien so 
bald wie möglich die eingegangenen Antworten zusam­
men mit seinen eigenen Empfehlungen;

f) ist innerhalb von 30 Tagen vom Datum der Übermitt­
lung der Antworten und Empfehlungen nach Buchst, e) 
beim Sekretariat kein Einspruch gegen die vorgeschla­
gene Änderung eingegangen, so tritt die Änderung 
90 Tage später für alle Vertragsparteien mit Ausnahme 
derjenigen, die einen Vorbehalt nach Abs. 3 machen, in 
Kraft;

g) geht beim Sekretariat ein Einspruch einer Vertrags­
partei ein, so wird-über die vorgeschlagene Änderung 
nach den Buchstaben h), i) und j) schriftlich abge­
stimmt;

h) das Sekretariat notifiziert den Vertragsparteien, daß ein 
Einspruch eingegangen ist;

i) gehen innerhalb von 60 Tagen vom Datum der Notifi­
kation nach Buchst, h) nicht Ja-Stimmen, Nein-Stim­
men oder Stimmenthaltungen von mindestens der 
Hälfte der Vertragsparteien beim Sekretariat ein, so 
wird die vorgeschlagene Änderung zur weiteren Bera­
tung an die nächste Tagung der Konferenz-verwiesen;

j) sofern Stimmabgaben von der Hälfte der Vertragspar­
teien eingegangen sind, bedarf die Änderung zu ihrer 
Annahme einer Zweidrittelmehrheit der Vertragspar­
teien, die eine Ja-Stimme oder eine Nein-Stimme abge­
geben haben;

k) das Sekretariat notifiziert allen Vertragsparteien das 
Abstimmungsergebnis;

l) wird die vorgeschlagene Änderung angenommen, so 
tritt sie 90 Tage nach dem Datum der vom Sekretariat 
vorgenommenen Notifikation ihrer Annahme für alle 
Vertragsparteien mit Ausnahme derjenigen, die einen 
Vorbehalt nach Abs. 3 machen, in Kraft.

3. Während des im Abs. 1 Buchst, c) oder im Abs. 2 Buchst. 1) 
vorgesehenen Zeitabschnittes von 90 Tagen kann jede 
Vertragspartei durch eine an die Depositärregierung ge­
richtete schriftliche Notifikation einen Vorbehalt in bezug 
auf die Änderung machen. Solange dieser Vorbehalt nicht 
zurückgezogen ist, wird die Vertragspartei im Hinblick 
auf den Handel mit der betreffenden Art wie ein Staat be­
handelt, der nicht Vertragspartei ist.

Artikel XVI 

Anhang III und Änderungen dieses Anhangs

1. Jede Vertragspartei kann dem Sekretariat jederzeit eine 
Liste der Arten unterbreiten, die sie als Arten bezeichnet, 
die in ihrem Hoheitsbereich einer besonderen Regelung 
im Sinne von Artikel II Abs. 3 unterliegen. Anhang III ent­
hält die Namen der Vertragsparteien, welche die Auf-


